
 

Seite 1 von 2 
 

Grünliberale Partei Schweiz 
Monbijoustrasse 30, 3011 Bern 

 
Eidgenössisches Departement des Innern EDI 
3003 Bern 
 
Eingereicht auf der online-Plattform Consultations 
 
16. Oktober 2025 
Ihr Kontakt: Noëmi Emmenegger, Geschäftsführerin der Bundeshausfraktion, Tel. +41 31 311 33 03, E-Mail: schweiz@grun-
liberale.ch 
 
 

Stellungnahme der Grünliberalen zur Volksinitiative «Für die Gleichstellung von Menschen mit Be-
hinderungen (Inklusions-Initiative)» und indirekter Gegenvorschlag 
 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, zum indirekten Gegenvorschlag zur Volksinitiative «Für die Gleichstel-
lung von Menschen mit Behinderungen (Inklusions-Initiative)» Stellung zu beziehen. Nachfolgend finden Sie 
unsere Einschätzungen und Überlegungen zur Vernehmlassungsvorlage. 
 
Die GLP setzt sich dafür ein, dass Menschen mit körperlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigungen in 
sämtlichen Lebensbereichen möglichst autonom und selbstbestimmt leben können. Die Gleichstellung und ak-
tive Teilnahme am gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben ist ausdrückliches Ziel der grünliberalen Poli-
tik. Wir begrüssen deshalb, dass der Bundesrat mit einem indirekten Gegenvorschlag die Anliegen und Ziele der 
Inklusionsinitiative umsetzen will. Wir sind aber der Ansicht, dass der Vorentwurf das Ziel, eine gemeinsame 
Stossrichtung von Bund und Kantonen für die Inklusion von Menschen mit Behinderungen vorzugeben, ver-
fehlt. Im Hinblick auf die Beratung in den eidgenössischen Räten fordern wir den Bundesrat auf, die Vorlage 
folgendermassen zu überarbeiten:  
 

• Fehlendes Gesamtkonzept: Der Entwurf für ein Bundesgesetz über die Inklusion von Menschen mit 
Behinderungen eignet sich in der vorliegenden Form nicht für eine gemeinsame Strategie von Bund 
und Kantonen für eine zeitgemässe Politik im Bereich Inklusion. Der Bundesrat verpasst die Chance, in 
diesem Bereich ein Gesamtkonzept vorzulegen. Problematisch ist dabei auch der sehr enge Behinde-
rungsbegriff, der sich nur auf Personen mit einer IV-Leistung begrenzt – im Gegensatz zur weiterge-
henden und für ein Rahmengesetz angemessenen Definition im Behindertengleichstellungsgesetz.  
 

• Zu enger Geltungsbereich: Die Inklusionsinitiative verlangt eine rechtliche und tatsächliche Gleichstel-
lung von Menschen mit Behinderungen und Menschen ohne Behinderungen in allen Lebensbereichen. 
Der Gegenvorschlag fokussiert aber mit dem Bundesgesetz über die Inklusion von Menschen mit Be-
hinderungen einzig auf den Bereich Wohnen und auch in diesem Bereich ist er unbefriedigend: Im 
Vorentwurf des Rahmengesetzes fehlt der klare Auftrag an die Kantone, die freie Wahl der Wohnform 
und die Niederlassungsfreiheit zu gewährleisten. Dies, obwohl das Parlament den Bundesrat mit der 
überwiesenen Motion 24.3003 klar damit beauftragt hat, das heutige Rahmengesetz (Bundesgesetz 
über die Institutionen zur Förderung der Eingliederung von invaliden Personen; IFEG) zu modernisie-
ren und Wahlfreiheit bezüglich des Wohnorts und der Wohnform zu schaffen.  
 

• Ungenügende Massnahmen: Der zweite Teil des Gegenvorschlags bietet mit der Teilrevision des Inva-
lidenversicherungsgesetzes IVG keine Antwort für die Realisierung der gesetzten Ziele (Beispiel: für 
selbstbestimmtes Wohnen braucht es ambulante Unterstützungsleistungen). Ein besserer Zugang zum 
Assistenzbeitrag und zu Hilfsmitteln ist jedoch erforderlich für ein selbstbestimmtes Leben in den Be-
reichen Wohnen und Arbeit. Auch hier braucht es deutliche Verbesserungen.  

 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme und die Prüfung unserer Anmerkungen. Bei Fragen 
stehen Ihnen die Unterzeichnenden sowie unser zuständiges Fraktionsmitglied, Nationalrat Patrick Hässig, 
gerne zur Verfügung. 
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Mit freundlichen Grüssen 
 
 
 
 
 
 
Jürg Grossen Noëmi Emmenegger 
Parteipräsident Geschäftsführerin der Bundeshausfraktion 
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